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ner in einem Auftragsbuch sind dafür hinreichend. Davon 
sollte auch dann Gebrauch gemacht werden, wenn sich der 
Vertragsinhalt nur auf die Selbstausführung der Leistungen 
durch den Auftraggeber erstreckt. Auf jeden Fall sind in 
einem Kfz-Selbsthilfevertrag die Vertragspartner, das Fahr­
zeug bzw. die Baugruppe, Art und Umfang der von den 
Partnern zu erbringenden Leistungen und der Zustand des 
Instandhaltungsgegenstands zu bezeichnen.

Treffen die Varianten 1 und 2 zu, so ist der Auftragneh­
mer gemäß § 175 Abs. 1 ZGB verpflichtet, dem Auftraggeber 
die erforderlichen Einrichtungen (Werkstatt, Servicestation 
u. ä.), Werkzeuge und Arbeitsmaterialien zur Verfügung zu 
stellen. Ausschließlich bei der Variante 2 wird der Auftrag­
geber bei der Ausführung der Leistung allgemein fachlich 
beraten und angeleitet. Der Auftragnehmer ist dafür verant­
wortlich, daß die Bestimmungen des Gesundheits-, Arbeits­
und Brandschutzes und andere Sicherheitsvorschriften ein­
gehalten werden.

Bei der Variante 3 gelten die erörterten Rechte und 
Pflichten auch für die Ausführung der Instandhaltungs­
leistung durch den Auftraggeber.

Mit dem spezifischen Inhalt des Kfz-Selbsthilfevertrages 
wird diese Art der Selbstausführung einer Dienstleistung 
exakt vom Ausleihdienst (§ 217 ff. ZGB) abgegrenzt. Maß­
gebendes Kriterium dafür ist die „Ortsbezogenheit“ der Lei­
stung.9 10 Die Tätigkeiten im Rahmen des Kfz-Selbsthilfevertra­
ges sind stets in der Werkstatt des Vertragspartners bzw. auf 
Anlagen oder mit Einrichtungen auf dessen Gelände und ggf. 
unter seiner unmittelbaren Beratung, Anleitung und Kontrolle 
vorzunehmen. Diese Merkmale fehlen bei der Ausleihe von 
Werkzeugen u. ä. des Betriebes zur Vornahme von Instand­
haltungsarbeiten am eigenen Kfz.

Der Kfz-Selbsthilfevertrag ist generell darauf gerichtet, 
die Verkehrs- und Betriebssicherheit der Kfz und der Kfz- 
Anhänger zu gewährleisten und damit den Forderungen des 
§ 8 StVO zu entsprechen. Die Verkehrssicherheit gibt an, 
welchen Zuverlässigkeitsgrad diese Fahrzeuge hinsichtlich der 
Vermeidung von Unfällen im Straßenverkehr haben. Die Be­
triebssicherheit umfaßt die einwandfreie Herstellung, Erhal­
tung und Unterhaltung der Fahrzeuge entsprechend dem je­
weiligen Stand von Wissenschaft und Technik. 1°

Zu den Besonderheiten des Kfz-Selbsthilfevertrages ge­
hört die e r w e i t e r t e  fachliche Beratungs- und Anlei­
tungspflicht des Auftragnehmers, soweit Variante 1 nicht zu­
trifft. Sie ist notwendig, um die Forderungen an die Ver­
kehrs- und Betriebssicherheit im Ergebnis der Instandhal­
tungsleistungen zu realisieren und eine weitgehend gefahr­
lose Tätigkeit des Auftraggebers während der von ihm selbst 
ausgeführten Arbeiten zu sichern. Beratungspflichten gehören 
insoweit deshalb nicht nur zu den Rechtspflichten des Auf­
tragnehmers bei der Vorbereitung des Vertrags (§ 3 ALB/Kfz), 
sondern auch zum Inhalt des Kfz-Selbsthilfevertrags im Falle 
der Varianten 2 und 3. Hieraus folgt, daß eine differenzierte 
materielle Verantwortlichkeit des Auftragnehmers bei Ver­
letzung derartiger Pflichten besteht. Bei Verletzung von Be­
ratungspflichten des Auftragnehmers in Vorbereitung des 
Vertrags gründet sich ein Schadenersatzanspruch auf § 92 
Abs. 2 ZGB. Wurden hingegen zum Inhalt des Vertrags ge­
hörende Beratungs- und Anleitungspflichten verletzt, so liegt 
u. E. eine nicht qualitätsgerechte Leistung vor, deren Rechts­
folgen sich aus § 84 ZGB ergeben.

Die Geltendmachung von Ansprüchen aus einer derartigen 
erweiterten Beratungs- und Anleitungspflicht kann im Einzel­
fall mit erheblichen Beweisschwierigkeiten verbunden sein. 
Reichen z. B. die tatsächlichen Fachkenntnisse und -erfahrun- 
gen des Auftraggebers nicht aus, um die ordnungsgemäßen 
Beratungs- und Anleitungshinweise des Auftragnehmers in 
der Selbsthilfeleistung umzusetzen, und entsteht dadurch ein 
Schaden am Instandhaltungsgegenstand bzw. wird das ange­
strebte Ergebnis der Selbsthilfeleistung nicht erreicht, müssen 
auch vom Auftraggeber entsprechende Mitwirkungshandlun-

9 Vgl. X. Fritsche/U. Kühnl/S. Lerche, „Ansprüche aus Verträgen über 
Instandhaltungsleistungen an Kraftfahrzeugen“, NJ 1987, Heft 4, 
S. 139 ff.

10 Zu den Anforderungen an die Verkehrs- und Betriebssicherheit lm 
Zusammenhang mit dem Bau, dem Betrieb und der Ausrüstung

Informationen
Am 11. März 1988 fand in Berlin eine gemeinsame Konfe­
renz des Zentralvorstandes der Gewerkschaft der Mitarbeiter 
der Staatsorgane und der Kommunalwirtschaft sowie der 
Justizorgane statt. 270 Gewerkschaftsfunktionäre und staat­
liche Leiter der Justizorgane berieten über ihren Beitrag zur 
weiteren Festigung von Gesetzlichkeit, Ordnung und Sicher­
heit. Rolf H ö ß e l b a r t h ,  Vorsitzender des Zentralvorstan­
des, würdigte den Beitrag, den die Mitarbeiter der Justiz­
organe zum Schutz der sozialistischen Staats- und Gesell­
schaftsordnung, für die Sicherung der Rechte der Bürger so­
wie die Realisierung der ökonomischen Strategie von Partei 
und Regierung mit hohem Verantwortungsbewußtsein leisten.

In der Diskussion sprachen Gewerkschaftsfunktionäre, 
Kreisgerichtsdirektoren, Staatsanwälte, Leiter Staatlicher No­
tariate und Mitglieder von Kollegien der Rechtsanwälte dar­
über, wie die höheren Anforderungen zu erfüllen sind, die 
imit der wachsenden Rolle des Rechts an die Mitarbeiter der 
Justizorgane gestellt werden. Sie erläuterten den Beitrag, den 
die Mitarbeiter der Justizorgane vor allem zum Schutz der 
Volkswirtschaft, des Arbeitsvermögens, des Lebens und des 
Eigentums der Bürger sowie zur Festigung der Rechtsordnung 
zu leisten haben.

Günter W e n d l a n d ,  Generalstaatsanwalt der DDR, be­
handelte Fragen des konsequenten Schutzes der sozialisti­
schen Gesellschaftsordnung und verallgemeinerte beispielhafte 
Arbeitsergebnisse.

Siegfried H e g e r ,  Sektorenleiter in der Abteilung Staats­
und Rechtsfragen beim Zentralkomitee der SED, ging u. a. 
a|uf die vorbeugende Rolle des Rechts ein und lenkte die 
Aufmerksamkeit bei der Rechtserziehung auf die Verhinde­
rung von Verlusten aller Art in der Volkswirtschaft. Dabei 
gehe es auch um höhere arbeitsrechtliche Kenntnisse der Lei­
ter. Die Aufdeckung und Beseitigung von Ursachen und Be­
dingungen für Rechtsverletzungen mit den spezifischen Mit­
teln der Justizorgane tragen dazu bei, ihre Autorität zu er­
höhen und das Vertrauen der Bürger zu den staatlichen Or­
ganen zu festigen.

Über das enge Zusammenwirken der Gewerkschaften und 
Gerichte sprach Oberrichter Walter R u d e 11, Mitglied des 
FDGB-Bundesvorstandes und Mitglied des Präsidiums des 
Obersten Gerichts. Er wertete die Mitwirkung der Gewerk­
schaften in arbeitsrechtlichen Verfahren, das Wirken der Kon­
fliktkommissionen und der Schöffen als Ausdruck gut funk­
tionierender Demokratie in unserem Gerichtswesen.

In seinem Schlußwort wies Dr. Hans-Joachim H e u s i n ­
g e r ,  Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates und 
Minister der Justiz, u. a. auf die Bedeutung von Rechtserzie­
hung und -propaganda angesichts der gewachsenen Rechts­
kenntnisse der Bürger hin.

Der erleichterte Zugang zu den Gerichten und deren bür­
gernahe Arbeit als grundsätzliche Ziele sozialistischer Rechts­
politik unterstützten das Vertrauen der Bürger zu den staat­
lichen Organen. Daraus ergeben sich für die Justizorgane hö­
here Anforderungen. Die Konferenz hat gezeigt, daß die 
Mitarbeiter der Justizorgane mit Elan, Ideenreichtum und 
Verantwortungsbewußtsein an die nächsten Aufgaben gehen.

Beim Ministerium deri Justiz konstituierte sich am 26. Februar 
1988 eine Arbeitsgruppe zur Vorbereitung der im Gesetz­
gebungsplan vorgesehenen „Analyse der Wirksamkeit der 
rechtlichen Regelungen über die Bearbeitung von Anträgen 
sowie von Rechtsmitteln der Bürger durch die Organe des 
Staatsapparates und Schlußfolgerungen zur weiteren recht­
lichen Ausgestaltung“. Der Arbeitsgruppe gehören Verwal­
tungsrechtswissenschaftler sowie Vertreter von zentralen und 
örtlichen Staatsorganen an; sie wird von Dr. K.-H. Christoph 
(Abteilungsleiter im Ministerium der Justiz) geleitet. Gegen­
stand der ersten Beratung war ein von Prof. Dr. H. P o h l  
und Prof. Dr. G. S c h u l z e  (beide Akademie für Staats- und 
Rechtswissenschaft der DDR) vorgelegter und erläuterter For­
schungsbericht zum o. g. Thema. In der Diskussion wurden 
inhaltliche und methodische Fragen der weiteren analytischen 
Tätigkeit auf diesem Gebiet sowie Varianten und Grundsätze 
einer künftigen gesetzlichen Regelung des Verwaltungsverfah­
rens erörtert.

von Kfz vgl. die VO über die Zulassung zum Straßenverkehr 
(Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung - StVZO —) vom 26. No­
vember 1981 (GBl. I 1982 Nr. 1 S. 6) und die 3. DB zur StVZO - 
Bau, Betrieb und Ausrüstung von Fahrzeugen - vom 28. März 1982 
(GBl. I Nr. 27 S. 499).


